
führten Gegenstände kann ohne Anordnung des 
Staatsanwalts vorgenommen werden und bedarf kei­
ner richterlichen Bestätigung.

Durchführung der Beschlagnahme 
und Durchsuchung

§ 110
(1) Die Durchführung der Beschlagnahme und 
Durchsuchung ist Aufgabe der Untersuchungsorga­
ne. Diese sind verpflichtet, dem Betroffenen die 
Verfügung oder den Beschluß, durch den die Be­
schlagnahme oder Durchsuchung angeordnet wird, 
vorzuweisen. 1st die Durchsuchung zur Ergreifung 
einer auf frischer Tat betroffenen oder verfolgten 
verdächtigen Person oder zur sofortigen Feststellung 
oder Sicherung von Spuren oder Beweisen, deren 
Verlust ansonsten zu befürchten ist, erforderlich, 
kann die Anordnung nachträglich vorgewiesen wer­
den, In den Fällen einer Durchsuchung nach § 108 
Absatz 4 ist darüber hinaus der Zweck der Durchsu­
chung vor deren Beginn bekanntzugeben.
(2) Die Untersuchungsorgane sind verpflichtet, alle 
zur Sicherung der Beschlagnahme erforderlichen 
Maßnahmen zu treffen und ein Protokoll mit einem 
Verzeichnis der beschlagnahmten Gegenstände auf­
zunehmen. Dem Betroffenen ist ein Verzeichnis der 
beschlagnahmten Gegenstände zu geben, sofern da­
durch der Zweck der Untersuchung nicht gefährdet 
wird.
(3) Wer einen der Beschlagnahme unterliegenden 
Gegenstand in Gewahrsam hat, ist verpflichtet, ihn 
auf Verlangen herauzugeben. Kommt er dieser 
Pflicht nach und ist damit der Zweck der Durchsu­
chung erfüllt, ist von einer Durchsuchung abzuse­
hen.

§ 111
(1) Die Beschlagnahme einer beweglichen Sache 
wird dadurch vollzogen, daß sie in Verwahfung ge­
nommen oder gegenüber dem, der sie in Gewahrsam 
hat, für beschlagnahmt erklärt wird. Wird die Sache 
nicht in Verwahrung genommen, ist die Beschlag­
nahme durch Siegel kenntlich zu machen. Ebenso ist 
mit freiwillig herausgegebenen Gegenständen zu 
verfahren.
(2) Werden bei einer Durchsuchung Gegenstände 
gefunden, die zwar in keiner Beziehung zu der Un­
tersuchung stehen, aber auf die Verübung einer an­
deren Straftat hindeuten, sind sie zu beschlagnah­
men.

§ 112
Durchsuchung zur Nachtzeit
In der Zeit von 21.00 bis 06.00 Uhr dürfen Wohnun­
gen oder andere umschlossene Räume nur bei Ver­
folgung auf frischer Tat oder bei Gefahr im Verzüge 
oder dann durchsucht werden, wenn ein aus staatli-
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ehern Gewahrsam Entwichener ergriffen werden 
soll.

§ 113
Hinzuziehung von Personen
(1) Findet eine Durchsuchung der Wohnung oder 
anderer umschlossener Räume und die Vollziehung 
der Beschlagnahme ohne Staatsanwalt statt, sind 
zwei unbeteiligte Personen hinzuzuziehen. Die hin­
zugezogenen Personen dürfen nicht Angestellte 
eines Untersuchungsorgans sein. Es ist Pflicht des 
Bürgers, auf Verlangen durch seine Anwesenheit 
diese Tätigkeit des Untersuchungsorgans zu unter­
stützen. Die hinzugezogenen Personen haben das 
Protokoll mit zu unterschreiben.
(2) Der Inhaber der zu durchsuchenden Räume 
oder Gegenstände soll bei der Durchsuchung anwe­
send sein. Ist er abwesend, soll sein Vertreter oder 
ein erwachsener Angehöriger, Hausbewohner oder 
Nachbar hinzugezogen werden. Beschlagnahmen 
oder Durchsuchungen in Räumen, die von Betrie­
ben. Einrichtungen oder Organisationen belegt sind, 
erfolgen in Anwesenheit eines Vertreters des betref­
fenden Betriebes oder Organs.
(3) Von der Hinzuziehung zweier unbeteiligter Per­
sonen kann abgesehen werden, wenn
1. die Durchsuchung von Räumlichkeiten aus­

schließlich auf die Ergreifung von Personen ge­
richtet ist;

2. Gegenstände beschlagnahmt werden, die der 
Verhaftete oder vorläufig Festgenommene mit 
sich führt;

3. der zu beschlagnahmende Gegenstand dem Un­
tersuchungsorgan vom Besitzer von sich aus 
überbracht wird.

§ 114
Beschlagnahmen von Forderungen,
Rechten und Grundstücken
(1) Die Beschlagnahme von Forderungen und 
Rechten wird durch Übergabe der Beschlagnahme­
verfügung an den Berechtigten vollzogen. Wird eine 
Forderung beschlagnahmt, ist auch der Schuldner 
von der Beschlagnahme in Kenntnis zu setzen und 
ihm zu untersagen, an den Berechtigten zu leisten. 
Die Beschlagnahme wird dem Schuldner gegenüber 
erst wirksam, wenn ihm das Leistungsverbot zuge­
stellt oder wenn ihm die Beschlagnahme auf andere 
Weise bekannt wird.
(2) Wird ein Grundstück, ein Recht an einem 
Grundstück oder ein Recht an einem solchen Recht 
beschlagnahmt, ersucht der Staatsanwalt die zustän­
dige Behörde um Vornahme der erforderlichen Ein­
tragung.
(3) Die Beschlagnahme von Grundstücken oder Be- 
■trieben ist dem Rat des Kreises mitzuteilen, der un­
verzüglich einen Verwalter für den Betrieb oder das 
Grundstück zu bestellen hat. Der Verwalter unter-
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